
Genozid mit Schweizer Unterstützung 
Die Schweiz akzeptiert längere Lieferfris-
ten für israelische Drohnen, damit in 
Gaza weiter gemordet werden kann. Wir 
gehen den juristischen Weg, um dieses 
Schmierentheater zu beenden. SEITE7

Sicherheit ohne Waffen? 
Welche Politik braucht es in Kriegszeiten? 
Hans Thirrings Friedensplan von 1963 
skizziert die einseitige Abrüstung durch ei-
nen neutralen Kleinstaat. Ob dieses Kon-
zept auch 2025 noch anwendbar ist? Ei-
ne Buchrezension. SEITE 4 

Drohendes Korrektur-Referendum 
Eine ehemalige GSoA-Sekretärin erzählt 
vom Erfolg der damaligen Korrektur-Initia-
tive und wieso der aktuelle Kampf gegen 
die erneute Schwächung des Kriegsmate-
rialgesetzes so wichtig ist. SEITE 5
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Mehrkosten von 1.3 Milliarden Franken (min-

destens) für den F-35 Kampfflieger. Das 

muss man sich mal auf der Zunge zergehen 

lassen. Was haben wir Unterschriften ge-

sammelt, gewarnt, appelliert, aufgeschrien: 

Wir haben gegen eine Wand gesprochen. Die 

Wand hiess damals Viola Amherd und Konsor -

ten. Ebendiese F-35-Turbos haben sich alle-

samt im vergangenen Jahr aus dem Staub 

gemacht. Zufall? Wohl kaum. Mit dem F-35-

Kauf befinden wir uns in einem politischen 

und finanziellen Blindflug. Die einzig ver-

nünftige und ehrliche Lösung, das sagen wir 

seit Anbeginn, ist ein sofortiger Abbruch der 

Übung.  

 

Damit herzlich willkommen zur GSoA-Zitig 

Nr. 203.  

 

Wir widmen uns gleich auf dieser Seite (2) 

ebendiesem F-35-Debakel und unserer breit 

getragenen Stop F-35-Petition. Apropos Fehl-

beschaffung: Die israelische Elbit-Drohne ist 

ein ähnlich grosser Flop. Hier haben wir uns 

in den letzten Monaten konkret engagiert. 

Mit einer Klage versuchen wir nämlich, diesen 

Kaufvertrag für nichtig erklären zu lassen 

(Seite 7). Wir klagen aber nicht nur gegen 

Mordmaschinen, wir klagen auch über die 

Weltlage: In den USA wird das Militär auf die 

eigene Bevölkerung gejagt (Seite 7), die Rüs-

tungsausgaben und Investitionen in Atom-

waffen steigen weiter (Seite 5) und in knapp 

einem Monat erwarten uns wohl zwei weg-

weisende Referendumskampagnen (Seite 2).  

 

Zum guten Glück haben wir noch immer 

(Spät-)Sommer und wir können beim Unter-

schriften sammeln Dampf ablassen (Fotoga -

lerie, Seite 2) oder uns mit Büchertipps ein-

decken (Seite 4 & Seite 8).  

 

Ich wünsche eine gute Lektüre und freue 

mich auf den gemeinsamen Einsatz bei un-

seren diversen anstehenden Projekten! 

 

Joris Fricker 

für das Redaktionsteam 
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Am 11. Juni stimmte die Mehrheit des 
Stände rats für eine Lockerung des Kriegsma-
terialgesetzes. Diese Änderung würde es dem 
Bundesrat ermöglichen, die gesetzlichen Kri-
terien zu umgehen und Waffen in Länder zu 
exportieren, die in bewaffnete Konflikte ver-
wickelt sind oder Menschenrechte verletzen. 
Doch damit nicht genug: Mit der Annahme des 
Vorschlags seiner Sicherheitspolitischen Kom-
mission ging der Ständerat noch einen Schritt 
weiter und stimmte für die Aufhebung der Aus-
schlusskriterien für Waffenexporte in die Staa-
ten des Anhangs 2. Dieser Entscheid ist ein ge-
fährlicher Rückschritt und macht die Errungen -
schaften der Korrektur-Initiative zunichte, mit 
der klare und wirksame Kriterien für den Waf-
fenexport festgelegt worden waren. Dies beweist 

Referenden stehen vor der Tür!  
Wie kann man helfen?

KMG UND ZIVILDIENST 

einmal mehr, dass für die bürgerliche Mehrheit 
die Profite der Rüstungsindustrie weit mehr 
zählen als Neutralität und humanitäre Werte. 

Diese Lockerung muss im September noch 
vom Nationalrat verabschiedet werden, aber 
wir sind bereits bereit! Wenn die Änderung an-
genommen wird, werden wir mit einer breiten 
Allianz, der bereits mehr als 20 Parteien und 
Verbände angehören, ein Korrektur-Referen-
dum lancieren. Ihr könnt uns bereits jetzt helfen, 
indem ihr uns eure Unterstützung auf der Web-
site korrektur-referendum.ch zusagen. 

Zusätzlich zum Kriegsmaterialgesetz greift 
das bürgerliche Lager den Zivildienst von allen 
Seiten an. Am 5. Juni hat der Nationalrat die 
sofortige Einführung der Sicherheitsdienstpflicht 
unterstützt. Dieses Projekt würde zu einer Fusion 

Die Lockerung des Kriegsmaterialgesetzes, die Änderung des Zivildienstgesetzes und die 
Sicherheitsdienstpflicht – die Ergebnisse der parlamentarischen Session vom vergangenen 
Juni sind besonders beunruhigend. Die Bürgerlichen und die Rüstungslobby nutzen die 
durch die globale Lage ausgelöste Angst, um die Errungenschaften unserer Demokratie 
Stück für Stück anzugreifen. Aber wir werden uns das nicht gefallen lassen. In den kom-
menden Monaten brauchen wir eure Unterstützung, um dem Parlament zu zeigen, dass 
die Bevölkerung diese Entscheidungen massiv ablehnt! RAYYÂN REHOUMA 
 

von Zivildienst und Zivilschutz führen und den 
Zivildienst, wie er derzeit besteht, erheblich 
schwächen. Am 18. Juni stimmte der Nationalrat 
dann für eine Änderung des Zivildienstgesetzes, 
die darauf abzielt, die Zulassungen durch die 
Einführung von sechs neuen Massnahmen um 
40 % zu reduzieren. Am selben Tag stimmte die 
bürgerliche Mehrheit der Wiedereinführung der 
seit 2008 abgeschafften Gewissensprüfung zu. 

Mit dem falschen Argument, die Armee sei 
unterversorgt, nutzt die Rechte die günstigen 
Rahmenbedingungen für eine Aufstockung, die 
eine zentrale Errungenschaft unserer Demo-
kratie angreift. Anstatt den Nutzen des Mili-
tärdienstes in Frage zu stellen, zieht sie es vor, 
einen Dienst abzubauen, der zahlreiche Sozial- 
und Gesundheitseinrichtungen erheblich unter-
stützt. Auch hier ist die GSoA bereit, ein mög-
liches Referendum zu unterstützen, sollte der 
Ständerat diesen Entscheid nicht korrigieren! 
Der Herbst wird arbeitsreich, aber wir hoffen, 
dass wir auf eure Unterstützung zählen können, 
um unsere Kämpfe erfolgreich zu führen! 

Die Argumente gegen den F-35 sind vielfältig 
und gravierend. Der Jet ist für Angriffsmissio-
nen konzipiert – nicht für die Verteidigung 
eines neutralen Landes. Er ist technisch hoch-
komplex, störanfällig und mit immensen Un-
terhaltskosten verbunden. Zudem begibt sich 
ein Land mit der Beschaffung des F-35 in die 
direkte Abhängigkeit zu den USA. Diese Miss-
stände führen dazu, dass mittlerweile sogar 
NATO-Länder ernsthaft über einen Ausstieg 
aus dem Vertrag nachdenken, so etwa Kanada, 
Portugal oder Dänemark.  
Gemeinsam mit unseren Partnerorganisationen 
aus der Stop-F-35-Allianz haben wir im Früh-
ling den Bundesrat mit einer Petition zum so-

Der Kampfjet, den niemand will –  
ausser der Bundesrat 

F-35 PETITION

fortigen Vertragsausstieg aufgefordert – unter-
stützt von über 42’000 Menschen. Doch kaum 
waren die Unterschriften eingereicht, platzte 
der nächste Skandal: Der von Bundesrätin Vio-
la Amherd versprochene «Fixpreis» entpuppte 
sich endgültig als Luftschloss. Was sowohl von 
uns als auch von Rüstungs expert*innen aus 
den USA und sogar von der Eidgenössischen 
Finanzkontrolle in der Vergangenheit wieder-
holt kommuniziert wurde, kann mittlerweile 
nicht mehr verleugnet werden: Die Schweiz 
wird denselben Preis für den F-35 bezahlen 
müssen wie die USA. Die tatsächlichen Kosten 
des Kampfjets sind noch nicht bekannt, sie 
werden die von der Stimmbevölkerung im 

Referendum genehmigten 6 Milliarden Franken 
aber bei Weitem übersteigen. 
Statt Verantwortung zu übernehmen, redet der 
Bundesrat von einem «Missverständnis», das 
man in Nachverhandlungen klären wolle. Die 
politische Verantwortung bleibt aus – man 
klammert sich an den Vertrag und hofft, der 
Sturm werde schon vorüberziehen. Besonders 
zynisch: Die Hauptverantwortlichen – Bundes-
rätin Amherd, Armeechef Süssli und die zu-
ständigen Rüstungsbeschaffer von Armasuisse 
– haben sich bereits vor Bekanntwerden der 
Kostenexplosion «beruflich neu orientiert». 
Die politischen Verantwortungsträger*innen 
machen sich aus dem Staub – die Rechnung 
bleibt bei der Bevölkerung hängen. 
Wie es mit dem teuersten Rüstungsgeschäft 
der Schweiz weitergeht, ist derzeit offen. Was 
aber klar ist: Die GSoA bleibt dran. Mit aller 
Kraft werden wir uns weiterhin gegen diese 
Fehlanschaffung stemmen. Wir werden den 
politischen und öffentlichen Druck aufrecht-
erhalten und dafür alle notwendigen demo-
kratischen Mittel ausschöpfen. Denn eine 
glaubwürdige Sicherheitspolitik braucht keine 
F-35 – sondern Transparenz, Verantwortung 
und echte Friedenspolitik.  

In den letzten Monaten haben sich die Ereignisse rund um die Beschaffung des F-35-
Kampfjets regelrecht überschlagen – ein Skandal jagt den nächsten. Anfang Jahr sorgte 
eine repräsentative Umfrage für Aufsehen: Über 80 Prozent der Schweizer Bevölkerung 
lehnen den Kauf des F-35 ab. Die Gründe liegen auf der Hand. Der Jet ist nicht nur das 
teuerste Rüstungsprojekt in der Geschichte der Schweiz, sondern auch ein sicherheits-
politischer Unsinn. ELIA GERBER

Fleissig Unterschriften  
sammeln!
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Ein Schritt hin zu nuklearer Abrüstung
GASTARTIKEL

ATOMWAFFENVERBOT

Ein Fortschritt in Sachen nuklearer Abrüstung durch die Schweiz wäre auch für Italien 
wichtig, denn das Ziel und der Weg sind global. FRANCESCO VIGNARCA – Geschäftsleitung Rete 

italiana Pace e Disarmo

betrachten. In Europa haben wir dies bereits 
erlebt, z.B. mit parlamentarischen Anträgen, 
um die Teilnahme am TPNW zu fördern, oder 
mit der Einrichtung von Kommissionen zur Un-
tersuchung und Erforschung des Themas. 

Ich bin davon überzeugt, dass die Verringe-
rung oder Aufhebung der Politik der «nuklearen 
Teilhabe» in Ländern wie Italien oder Deutsch-
land in Zukunft wirklich entscheidend für den 
Weg der Entnuklearisierung des gesamten Kon-
tinents sein wird. In diesem Sinne könnte der 
Beitritt der Schweiz zum TPNW bzw. dessen 
Ratifizierung sicherlich einen äusserst positiven 
Dominoeffekt haben, auch und gerade aus ita-
lienischer Sicht. Vor allem aus drei Gründen. 

Erstens unterhält Italien direkte Beziehungen 
zur Schweiz. Und die Schweizerische Eidgenos-
senschaft gilt auch in den internationalen Be-
ziehungen als Musterbeispiel für Effizienz und 
Planbarkeit, so dass eine solche Entscheidung 
sicherlich geprüft und in Betracht gezogen wür-
de. Sie trüge dazu bei, den «falschen Mythos’zu 
entkräften, dass die Forderung nach Abrüstung 
nur der «naive» Traum einiger weniger verblen-

Die letzten drei Jahre haben nicht nur zu 
einer ernsthaften und dramatischen Zunahme 
von Konflikten und Kriegen in der Welt geführt, 
sondern auch den Einsatz nuklearer Drohungen 
wieder ausdrücklich in die internationale poli-
tische Debatte eingebracht. Damit wurde deut-
lich, dass das Problem nur durch ihre Ächtung 
endgültig gelöst werden. 

Diese neue Situation muss uns dazu veran-
lassen, unsere Bemühungen zu verstärken, so-
wohl in Bezug auf die Aufklärung und Infor-
mation als auch in Bezug auf den Druck auf die 
Regierungen, sich auf konkrete Abrüstungswege 
einzulassen. In dieser Hinsicht ist es von ent-
scheidender Bedeutung, sich auf die Ausweitung 
der Ratifizierung des Atomwaffenverbotsvertrag 
(TPNW) zu konzentrieren. Sicherlich steht uns 
ein schwieriger und mühsamer Weg bevor, denn 
eine grosse Anzahl von Staaten ohne nukleare 
Beteiligung hat den TPNW unterzeichnet oder 

ratifiziert, und es ist daher an der Zeit, zu ver-
suchen, diejenigen Staaten in den Prozess ein-
zubeziehen (möglicherweise sogar nur mit einer 
anfänglichen Zusammenarbeit bei den positiven 
Verpflichtungen des Vertrags), die in irgendeiner 
Weise unter dem Schirm von Atomwaffenarse-
nalen stehen. 

Da es sich, wie bereits erwähnt, um einen 
«globalen» Weg handelt (auch aufgrund der 
strukturellen Natur der nuklearen Abrüstung, 
die gemeinsam, abgeglichen und kontrolliert 
geschehen muss), darf man sich, um dieses Ziel 
zu erreichen, nicht darauf beschränken, die spe-
zifische Situation eines einzelnen Landes zu be-
trachten. Wir müssen vielmehr auch den konti-
nuierlichen Austausch zwischen verschiedenen 
Staaten und den positiven Einfluss, den die in 
einem Land erzielten Ergebnisse auf die nu-
klearen Abrüstungsaktivitäten in einem anderen 
Land haben können, strategisch und funktional 

deter Menschen ist: Wenn die Schweiz dies tut, 
muss es eine «ernste Sache» sein. 

Der zweite Grund ist, dass die Schweiz seit 
jeher die Idee eines neutralen Landes verkör-
pert, das aber weder abrüstet noch auf einen 
Weg der Sicherheit verzichtet. Ein Beitritt zur 
TPNW wäre daher ein Zeichen dafür, dass die 
Abschaffung von Atomwaffen nicht schwächer 
und unsicherer macht, sondern im Gegenteil 
eine unüberschaubare Konfliktgefahr aus den 
zukünftigen Möglichkeiten entfernt. 

Der letzte und wichtigste Grund ist schliess-
lich, dass die Schweiz in der allgemeinen 
Vorstellung als Musterland und Symbol für 
humanitäre Wege und internationales Recht 
anerkannt ist. Eine Ratifizierung des TPNW 
durch die Schweiz wird sich daher sicher (und 
positiv!) auf die mediale und politische Wahr-
nehmung auswirken und uns in Italien weitere 
Argumente liefern, um unsere Regierung eben-
falls in diese Richtung zu drängen. Denn damit 
schliesst sich auch, und das ist nicht zu unter-
schätzen, der Kreis zur «Humanitären Initiati-
ve», die die Grundlage für alle Aktionen von 
ICAN und den Weg zum TPNW war, und an 
der die Schweiz beteiligt war. Es ist an der Zeit, 
das Werk zu vollenden! 

 
 

Kurz nach der Gründung der Schweizeri-
schen Bewegung gegen atomare Aufrüstung 
(SBgaA) am 18. Mai 1958 erschien am 9. Juni 
in der Zeitung des Schweizerischen Metall- und 
Uhrenarbeiterverbandes (SMUV) eine knall-
harte Erklärung von 36 prominenten Rechts-
sozialdemokraten. Sie unterstellte der Anti-
atom-Bewegung die «Verkennung aller Reali-
täten». Sie könne «nichts anderes als ein Ver-
such zur Wehrlosmachung der freien Völker» 
sein. Der von den bürgerlichen Parteien und 
Medien immer wieder zitierte Schlusssatz gegen 
eine Atomwaffenverbots-Initiative und damit 
die Mitsprache des Volkes lautete: «Wir lehnen 
daher den Versuch, die Frage der Bewaffnung 
der schweizerischen Armee den eidgenössischen 
Räten zu entziehen und sie zum Gegenstand 
gefühlsmässig unterbauter politischer Feldzüge 
zu machen, entschieden ab.» 

 
NZZ UND SMUV GEGEN ANTIATOM- 
BEWEGUNG 

Die von einer Atomwaffen-Wokeness getrie -
bene NZZ jubelte am 10. Juni 1958 die «Erklä-
rung der 36» gar «zu den bedeutendsten Doku-
menten der Linken in der Nachkriegszeit» hoch. 
Am Tag vor der SMUV-Publikation hatte sich 
der Generalstabschef an der Generalversamm-
lung der Schweizerischen Offiziersgesellschaft 
zur Atomfrage viel zurückhaltender ausgedrückt 

VPOD: Avantgarde der Antiatomwaffen-Bewegung

als die rechten «Linken», wie selbst die NZZ 
am 7. September 1958 kommentierte.  

Jedenfalls galt der SMUV in der Antiatom-
bewegung neben der NZZ als wichtigster 
Hauptgegner. Das hatte auch damit zu tun, dass 
sein Einfluss in der SPS entscheidend war bei 
deren Ablehnung der Atomwaffenverbots-Ini-
tiative am Luzerner Parteitag vom 4./5. Oktober 
1958. Die SBgaA-Initiative schaffte auch so am 
1. April 1962 im tiefen Kalten Krieg mit 35 Pro-
zent mehr als ein Drittel der Stimmen. Das 
Männervolk hatte in den Kantonen Tessin, 
Genf, Neuenburg und Waadt sogar zugestimmt. 
Die sozialdemokratische Gegeninitiative für 
das «Entscheidungsrecht des Volkes», die von 
der Antiatombewegung unterstützt wurde, kam 
am 26. Mai 1963 auf 38 Prozent.  

 
FRIEDENSPOLITIK UND FRAUEN -
STIMMRECHT 

Die wichtigste organisatorische Stütze der 
Antiatom-Bewegung und der Atomwaffenver-
bots-Initiative war der Verband des Personals 
Öffentlicher Dienste (VPOD). In seiner im Sep-
tember 1980 an der Uni Zürich eingereichten 
Lizentiatsarbeit schreibt Markus Heiniger über 
den VPOD: «Eine Ausnahme bildete der VPOD. 
In seiner Verbandszeitung unterstützte er die 
SBgaA voll und gab weiter ein Wochenbulletin 
der Atomgefahr hinaus. Die Ausnahmehaltung 

des VPOD lässt sich auf dessen Tradition und 
auf den Einfluss des geschäftsleitenden Sekretärs 
M. Arnold zurückführen». (S. 100) 

Der SP-Nationalrat Max Arnold, der später 
bei der Einführung des Frauenstimmrechts 
eine Schlüsselrolle spielte, war Erstunterzeich-
ner der Gruppe, die zur Gründung der SBgaA 
aufrief. Der aus der Innerschweiz stammende 
Sozialist hatte seine ersten politischen Auftritte 
während seiner Aktivdienstzeit an der Nid-
waldner Landsgemeinde. Im historischen Le-
xikon steht über ihn: «Max Arnold machte 
den VPOD zu einem starken Verband, war 
aber nicht der typische Gewerkschaftsfunktio-
när der Nachkriegszeit: Er lehnte den Anti-

In den späten 1950er und frühen 1960er Jahren waren die Gewerkschaften in der 
Frage der atomaren Bewaffnung der Schweiz tief gespalten. Während der SMUV zu den 
nuklearen Hardlinern gehörte, stand der VPOD an der Spitze der Antiatombewegung. 
JOSEF LANG

ANTIATOMWAFFEN-BEWEGUNG SCHWEIZ

kommunismus ab, wandte sich gegen die Atom-
bewaffnung der Schweiz und forderte in parla-
mentarischen Vorstössen wiederholt eine aktive 
Friedenspolitik.» 

Allerdings war der VPOD nicht eine völlige 
«Ausnahme». Heiniger erwähnt zusätzlich «lo-
kale Sektionen» wie in Zürich die Typographia 
und in Basel die Bau- und Holz- sowie die Tex-
til- und Fabrik-Gewerkschaften. Laut Heiniger 
wurde «der SBgaA von solchen Gruppen auch 
mit namhaften Beiträgen finanziell unterstützt.» 
Heute folgen die Gewerkschaften, wie auch 
die Gaza-Demo vom 21. Juni 2025 zeigte, nicht 
mehr den damaligen SMUV, sondern eher dem 
damaligen VPOD. 

Antiatomwaffen-Bewegung  
am Hiroshima-Jahrestag 1960 in Zurich 
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Dramatische Folgen in der Gegenwart und Zukunft
RÜSTUNGSEXZESSE

Die EU will allein in den kommenden vier 
Jahren 800 Milliarden Euro in Aufrüstungspro-
jekte investieren. Bisherige fiskalpolitische Re-
geln, welche darauf abzielten, eine Überschul-
dung einzelner Länder zu verhindern, sollen 
ausgehebelt werden. In Deutschland will Bun-
deskanzler Merz «grenzenlos» in die Aufrüstung 
investieren. «Whatever it takes» ist der Leitsatz 
jenes Mannes, der die Schuldenbremse noch 
vor seiner Wahl als unantastbar bezeichnete. 
Auch in Frankreich, Österreich, Spanien, Polen, 
den baltischen Staaten – überall werden Gelder 
frei gegeben, die noch vor kurzer Zeit unvor-
stellbar schienen. Auch in der Schweiz wollen 
Militärkreise das Momentum nicht ungenutzt 
lassen. Offiziersverbände fordern ein 100-Mil-
liarden-Franken-Investitionspaket für die 
Schweizer Armee. «Je mehr, desto besser» lautet 
die einfache Formel. 

 
«VERANTWORTUNG» ÜBERNEHMEN 

Der Hintergrund ist bekannt. Putin hat die 
Ukraine überfallen, in den USA sitzt ein unbe-
rechenbarer Präsident, der die halbe Welt vor 
sich hertreibt. Auf diese Fakten müsse man 
jetzt reagieren. Reagieren heisst aufrüsten. Oft 
wird dabei der Begriff «Verantwortung» be-
müht. «Verantwortung» für unsere Sicherheit, 
für die Soldaten, für das Volk, für die Zukunft. 
Dabei werden im Vorbeigehen Gelder für die 
Entwicklungshilfe gestrichen, die Bekämpfung 
der Klimakatastrophe wird zur Randnotiz. So-
ziales, Bildung, Forschung, alles soll nun hinten 
anstehen. Die Gewichtsverlagerung der Inves-
titionsschwerpunkte merken viele Menschen 

bereits heute konkret. Die Kürzungen kosten 
heute schon Menschenleben, weil Hilfsprogram-
me gekürzt oder abgebrochen werden. Der Begriff 
«Verantwortung» tönt in diesem Kontext zynisch. 

 
EIN WIRTSCHAFTSPOLITISCHER  
ALBTRAUM 

Vergessen geht dabei zudem oft, dass die 
aktuelle Rüstungspolitik keineswegs nur einen 
kurzfristigen Effekt auf uns alle haben wird. 
Ganz im Gegenteil: Der Rüstungswahnsinn wird 
noch über Jahrzehnte nachwirken. Weshalb: 
Wenn Gelder in zivile Güter und Dienstleis-
tungen investiert werden, dann entsteht daraus 
ein Folgenutzen. Wenn die Bahn Menschen 
von einem Ort zum nächsten befördert, dann 
ermöglicht dies Menschen, ihrer Arbeit nach-
zugehen, Häuser zu bauen, Dienstleistungen 
anzubieten. Wenn Solaranlagen produziert wer-
den, dann entsteht daraus Energie, welche Men-
schen nutzen, um zu kochen, zu heizen, den 
Computer zu bedienen oder etwas Handwerk-
liches zu produzieren – es entsteht Wertschöp-
fung. Diametral anders verhält es sich bei Rüs-
tungsgütern. Ein Panzer, ist er einst produziert, 
erfüllt nicht den Zweck Werte zu schaffen, son-
dern Werte zu vernichten. Wenn Häuser zer-
bombt werden, Strassen unpassierbar gemacht 
werden, Landschaften zerstört werden, dann 
entstehen daraus immer Folgekosten – nie Wert-
schöpfung. Werden Waffen gegen menschliche 
Ziele gerichtet, vernichten sie Leben. Rüstungs-
güter beenden somit den Lebens- und Wirt-
schaftskreislauf. Sie produzieren nichts Neues. 
Die Verlagerung der Finanzmittel zugunsten 

der Aufrüstung hat somit erstens zur Folge, 
dass in der Gegenwart weniger Geld für gesell-
schaftlich nutzbringende Zwecke zur Verfügung 
steht und zweitens wird damit die Zukunft ver-
baut. Die Rüstungsgüter, die heute beschafft 
werden, müssen zukünftig gewartet und erneu-
ert werden. Mit dem aktuellen Rüstungswahn 
wird somit eine schwere Bürde auf die Schultern 

ARMEE UND AUFRÜSTUNG

Aufrüstung! Diese Maxime scheint in Europa aktuell die einzige Antwort auf die Kriege 
dieser Zeit zu sein. Der derzeitige Rüstungswahn wird uns alle noch teuer zu stehen 
kommen. MARTIN PARPAN

kommender Generationen gelegt. Investiert 
wird in eine Zukunft, die voller Waffen, aber 
ärmer an Menschlichkeit, Bildung und sozialem 
Ausgleich ist. Eine Welt, die über ein noch 
grösseres Potenzial verfügt, um Leben zu ver-
nichten. Diese Welt wird heute gebaut, unseren 
Kindern zugemutet. Und als wäre das nicht 
genug, werden diese Kinder die dramatischen 
Folgen der unterlassenen Klimaschutzmass-
nahmen noch viel stärker zu spüren bekommen 
als wir. Das ist schlicht verantwortungslos. 

«Nie wieder Krieg» versus beispiellose Militärausgaben

EIN KOMMENTAR VON HEINRICH FREI 

Laut dem Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI) erreichten 2024 die 
weltweiten Militärausgaben 2’718 Milliarden US-Dollar. Das sind 9,4 Prozent mehr als 
2023. Es wird aufgerüstet, um den Frieden zu sichern: «Wenn du Frieden willst, bereite 
den Krieg vor». Die Jugend müsse wieder «kriegstüchtig» werden und in vielen Ländern 
wird die Einführung der Kriegsdienstpflicht verlangt. In Deutschland setzt der grösste 
Rüstungskonzern Rheinmetall auf Rüstung statt E-Mobilität und stellt zivile Standorte 
auf Militärtechnologie um. 
 
SIPRI-Chef: Ausmass an Aufrüstung sei vernünftig 
Sehr seltsam ist, was der SIPRI-Chef Dan Smith sagte: «Nun werden auch in Europa – 
mit einiger Verzögerung nach dem russischen Überfall auf die Ukraine – die Verteidi-
gungsausgaben deutlich erhöht. Viele Länder konstatieren gravierende Lücken in ihrer 
Verteidigungsfähigkeit.» Das aktuelle Ausmass an Aufrüstung erachtet der SIPRI-Chef 
daher als vernünftig. Vernünftig? Niemand müsste mehr hungern. Alle Kinder dieser 
Welt könnten in die Schule gehen. Jedermann könnte Hilfe erhalten, wenn er krank und 
alt wird, wenn ein Bruchteil der weltweiten Militärausgaben von 2’718 Milliarden US-
Dollar für das Leben und nicht für den Krieg eingesetzt würde (siehe Grafik). Aber nur 
schon bei der Finanzierung des Welternährungsprogramms (WFP) harzt es. 
 
Friedensforschung im Schatten staatlicher Finanzierung 
Eine unabhängige Friedensforschung kann erschwert werden, wenn staatliche Institutio-
nen diese Forschung finanzieren. Was würde mit SIPRI passieren, das zur Hälfte vom 
schwedischen Staat finanziert wird, wenn diese Institution Stellung nehmen würde 
gegen die Kriegsmaterialexporte Schwedens an Staaten, die jetzt mit ihren Waffenliefe-
rungen an Israel, Saudi Arabien und die Ukraine Kriegsparteien sind? 
Swisspeace in der Schweiz ist eine Praxis- und Forschungseinrichtung, die sich der För-
derung effektiver Friedensbildung widmet. Deren Direktor Laurent Goetschel hatte sich 

in der Sendung im SRF Club skeptisch gegenüber den Auswirkungen eines Hamas-Ver-
bots in der Schweiz geäussert. Der Baselbieter Landrat strich Swisspeace daraufhin die 
100’000 Franken, die jährlich von 2024-2027 vorgesehen waren.  
 
Mit Friedensforschung gegen Kriege 
Archäologen, Anthropologen, Historiker und Biologen sind schon zum Schluss gekom-
men: Kriege werden nicht durch eine genetische Veranlagung des Menschen zur Gewalt 
verursacht, sondern sie sind kulturelle Irrwege der Menschheit, die in Zukunft vermieden 
werden könnten. Die Forscher stellten auch fest, dass Kriege erst im letzten Prozent 
der Menschheitsgeschichte aufgetreten sind. Historiker*innen erinnern auch: In 
geschichtlich überlieferten Perioden lebten viele Völker lange friedlich, ohne kriegerische 
Konfrontationen. 
Verschiedene Autoren haben mit ihren Forschungen die Menschheitsgeschichte vom 
Kopf auf die Füsse gestellt: Rutger Bregmann verfasste das Buch «Im Grunde genom-
men gut, eine neue Geschichte der Menschheit», (Rowohlt 2021), David Graeber und 
David Wengrow die Untersuchung «Anfänge, eine neue Geschichte der Menschheit» 
(Klett-Cotta 2022) und Harald Meller, Kai Michel und Carl van Schaik die Dokumentation 
«Evolution der Gewalt» (dtv 2024). 
 
Ausgaben für Militär und das Welternährungsprogramm im Vergleich: 

 

Einseitige Abrüstung als Königsweg? 
 
Im Jahre 1963 skizzierte der Physiker und Politiker Hans Thirring einen Plan, 
wie der neutrale Kleinstaat Österreich mit einseitiger Abrüstung einen Friedens-
prozess anstossen könnte. Ein 2025 erschienenes Buch entstaubt diesen Plan, 
kontextualisiert und analysiert ihn. JORIS FRICKER 
 
Thirring ging von der Grundprämisse aus: Kein Atomwaffenstaat wird freiwillig ab -
rüsten, weil das «Gleichgewicht des Schreckens» einseitige Abrüstung verhindert. Um 
diesen Teufelskreis aufzubrechen, so Thirrings Ansicht, müssten neutrale Staaten 
als «Testobjekt der Möglichkeit friedlicher Koexistenz» dienen. 
Wieso wählt Thirring für sein Gedankenexperiment Österreich? Ist einseitige Abrüs-
tung nicht naiv? Welche Resonanz hatte sein Plan damals und heute? Diesen und 

weiteren Fragen geht das von Werner Wintersteiner 
herausgegebene Buch auf den Grund. Auf den Thir-
ring-Plan in seiner originalen Länge folgen kritische 
Einordnungen durch diverse Persönlichkeiten, unter 
anderem durch den GSoAten Andreas Gross. 
Das Buch liest sich gut und es macht Mut, gerade in 
diesen Zeiten über einseitige Abrüstung nachzuden-
ken, ja, diese sogar auf die Schweiz zu übertragen – 
so, wie wir es schon über 40 Jahre fordern.  

Wintersteiner, Werner (Hg.): «Mehr Sicherheit ohne Waffen».  
Zur Aktualität von Hans Thirrings Friedensplan, Promedia 2025. 

BUCHREZENSION

Weltweite Militärausgaben 2024: 
2718 Milliarden US-Dollar

Welternährungsprogramm (WFP)  
benötigt 16,9 Milliarden US-Dollar,  
um die globeale Hungerkrise  
zu bewältigen.

Grafik Hans Frei



troffenen Personen verarbeiten, gilt die Anfor-
derung nicht. 

Im Nachrichtendienstgesetz werden zig Si-
tuationen behandelt, in denen der NDB ver-
pflichtet ist, Daten zu löschen. Zur Nachvoll-
ziehbarkeit kein Wort. Das ist absurd. Der NDB 
sollte gar keine Daten löschen dürfen, sondern 
nicht mehr benötigte Daten seiner Aufsichts-
behörde AB-ND geben müssen, die diese sicher 
aufbewahrt, bis die Daten gelöscht oder veröf-
fentlicht werden können. Abgesehen von per-
sönlichen Daten überwachter Personen müssen 
alle Daten früher oder später zuhanden von 
Politik, Historiker*innen und Zivilgesellschaft 
veröffentlicht werden. Während der NDB Daten 
verarbeitet, sollte er – genau wie private Unter-
nehmen – verpflichtet sein, Buch zu führen, wer 
wann auf die Daten Zugriff hatte und was die 
Person damit gemacht hat. Das muss auch bei 
der Verarbeitung und darauffolgender indirekter 
Nutzung von Daten gelten. Vor jeder Löschung 
von Personendaten muss die betreffende Person 
informiert werden und Gelegenheit haben, die 
Daten einzusehen und bei Bedarf gegen die 
Überwachung zu klagen. 

Linke Datenschutzbemühungen dürfen kei-
ne Ausrede für bürgerliche Kräfte bleiben, die 
nur die Aufsicht über den Geheimdienst er-
schweren wollen! 

 
WAS JETZT? 

Leider müssen wir uns eher dagegen wehren, 
dass der NDB mit seinen antidemokratischen 
Strukturen sich in weitere Aufgabenbereiche 
einmischt, als dass wir eine Chance haben, den 
NDB zu einem Werkzeug zum Schutz der De-
mokratie in der Schweiz umzubauen. 

Bei der Cybersicherheit, mit der sich die 
Skandalabteilung beschäftigte, aber auch beim 
Schutz der kritischen Infrastruktur allgemein 
und bei Desinformationen gibt es grossen Hand-
lungsbedarf. Sicher gibt es ab und zu eine einzelne 
Bedrohung in diesen Bereichen, bei der grosse 
Geheimhaltung von Nutzen ist. Aber um die zu -
 grundeliegenden Probleme von neuen Bedro-
hungsformen zu lösen, brauchen wir zivile, evi-
denzbasierte, überprüfbare Ansätze. Dem NDB 
einen Auftrag mehr zu geben, fest die Augen 
zu zumachen, Daumen zu drehen und zu hoffen, 
dass das Problem weg geht, ist keine Lösung. 
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NDB ausser Kontrolle
LUKAS’ CYBERKOLUMNE

Es ist seit Jahren bekannt, dass der NDB 
eine illegale Cyberabteilung betrieben hat, ohne 
dass dafür jemand zur Rechenschaft gezogen 
wurde. Die betroffenen Mitarbeitenden hätten 
gedacht, ihre Tätigkeit sei legal, da sei eine 
strafrechtliche Verfolgung unangemessen. Die 
Aufklärung wurde dadurch erschwert, dass «die 
Dokumentation der nachrichtendienstlichen Tä-
tigkeiten» unvollständig war. 

Jetzt wurde auch noch bekannt, dass diese 
illegale und unbeaufsichtige Cyberabteilung, 
die ihre Arbeit nicht systematisch dokumen-
tierte, sensible Daten an russische Firmen wei-
tergegeben hat. Und vor der darauf folgenden 
Untersuchung hat der NDB auch noch «im gros-
sen Stil» Daten gelöscht, die für die Untersu-
chung relevant hätten sein können. 

Ein weiteres stossendes Problem ist, dass Er-
mittlungen gegen den NDB zuerst vom Bun-
desrat genehmigt werden müssen. Der Bundes-
rat darf Ermittlungen gegen den NDB offiziell 
stoppen, wenn er lieber einen Geheimdienst 
mit gutem Ruf möchte, als einen Geheimdienst, 
der sich an Schweizer Gesetze hält. 

 
ALLES ÜBERWACHEN, AUSSER  
DIE ÜBERWACHER? 

Seit das neue Datenschutzgesetz in Kraft ge-
treten ist, müssen private Unternehmen Personen -
daten so sorgfältig behandeln, dass nachvoll-
ziehbar ist, wer wann einen Datensatz verändert 
oder angesehen hat. Das ist eine hohe Anforde-
rung. Und genau dort, wo sie am meisten Sinn 
machen würde, also bei Behörden, die sensi-
belste Daten ohne dem Einverständnis der be-

Wenn der NDB ganze Abteilungen betreiben kann, die ohne Aufsicht mit Russland zusam-
menarbeiten, während Russland einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg führt, muss man 
sich fragen: Gibt es überhaupt eine demokratische Kontrolle über den NDB? LUKAS BÜRGI

Neun Länder, ein Geist
NUKLEARES WETTRÜSTEN

Ein neuer Geist des Militarismus treibt die 
globalen Militärausgaben auf ein historisches 
Hoch. Diese «Euphorie» hat auch die weltwei-
ten Ausgaben für Atomwaffen erfasst, die laut 
dem neuen ICAN-Bericht (Hidden Costs: Nu-
clear Weapons Spending in 2024) in den letzten 
fünf Jahren von 68 Milliarden Dollar auf mehr 
als 100 Milliarden Dollar angestiegen sind. 

In einer Zeit, in der die Mittel für die inter-
nationale Zusammenarbeit und die Vereinten 
Nationen gekürzt werden, übersteigt der Be-

trag, den diese neun Länder (die Atomwaffen-
staaten) allein im Jahr 2024 für ihre Atomwaf-
fenarsenale ausgeben, den Haushalt der UNO 
um das 28-fache. 

Diese milliardenschweren Investitionen feh-
len jetzt und in naher Zukunft für den Schutz 
vor echten Sicherheitsbedrohungen wie der 
Klima- und Biodiversitätskrise, oder für die 
nachhaltige Sicherung von Gesundheitsversor-
gung, Wohnraum und Bildung für Millionen 
von Menschen. 

Obwohl sich alle einig sind, dass ein Atomkrieg nicht zu gewinnen ist und nicht einmal 
geführt werden sollte, wird weiterhin ins Atomarsenal investiert. NOEMI BUZZI

Änderung des Gesetzes ist eine bodenlose Frechheit
DROHENDES KORREKTUR-REFERENDUM

Demokratiepolitisch ist das Manöver zur 
Lockerung des Kriegsmaterialgesetzes von Mit-
te-Rechts höchst problematisch, leider aber 
durchaus dem Zeitgeist entsprechend und nicht 
wirklich erstaunlich. Kurz zusammengefasst: 
Die bürgerliche Mehrheit im Ständerat hat zu-
gestimmt, dass es für Kriegsmaterialexporte in 
25 Staaten keinerlei Auflagen mehr geben soll.  

 
KRIEGSVERBRECHEN BALD MIT  
SCHWEIZER WAFFEN  

Unter diesen 25 Staaten sind auch die USA 
und Ungarn – beides Staaten, die gerade dabei 
sind, sich vom demokratischen Weg zu verab-
schieden. Beide könnten die in der Schweiz ge-
kauften Rüstungsgüter weiterverkaufen – etwa 
auch nach Saudi-Arabien oder nach Israel. Wir 
müssten also damit leben, dass mit Schweizer 
Waffen massive Kriegsverbrechen begangen 
werden – alles ganz offiziell. Zudem: Die 25 
Staaten, an die grundsätzlich exportiert werden 
soll, sind in der Kriegsmaterialverordnung auf-
geführt. Diese Verordnung kann der Bundesrat 
in Eigenregie anpassen, gänzlich ohne demo-
kratische Kontrollmechanismen. In Zukunft 
könnten weitere autokratische Länder auf die 
Liste gesetzt werden. 

 
BEVÖLKERUNG WILL DAS NICHT 

Doch blicken wir kurz zurück in den Sommer 
2018: Ich sass im Zug zurück nach Bern, nach-
dem wir in Zürich die letzten Unterschriften 
für die Kriegsgeschäfte-Initiative gezählt haben, 
als auf meinem Smartphone die Schlagzeile auf-
poppte: «Bundesrat will Waffenexporte in Bür-
gerkriegsländer erlauben.» Danach ging alles 
sehr schnell. Noch beim Apéro nach der Ein-
reichung der Kriegsgeschäfte-Initiative plante 
das damalige GSoA-Seki die ersten Schritte für 

eine neue Initiative. Mehrere Zehntausend 
Menschen versprachen uns, Unterschriften zu 
sammeln. Drei Monate später hatten wir weit 
über 100’000 Signaturen für die Korrektur-
Initiative zusammen. Sowohl für den Bundesrat 
als auch für das Parlament war klar: Die Bevöl -
kerung will nicht, dass Schweizer Waffen in 
Bürgerkriegen zum Einsatz kommen. Die 
Bundes versammlung einigte sich auf einen Ge-
genvorschlag – wir zogen die Initiative zurück.  

 
NACH DER PFEIFE DER RÜSTUNGSLOBBY 

Dass jetzt, nur wenige Jahre später, alles über 
den Haufen geworfen werden soll, ist schlicht 
eine bodenlose Frechheit. Das Parlament gibt 
an, mit der Anpassung in erster Linie die Ver-
teidigung der Ukraine gegen den russischen An-
griffskrieg unterstützen zu wollen. Dabei geht 
es aber um etwas anderes: Die angeblich krisen-
geplagte Rüstungsindustrie nutzt die Gunst der 
Stunde und wittert das grosse Geschäft – mit 
dem Argument, dass mehr Aufrüstung in der 
aktuellen geopolitischen Lage zu mehr Sicherheit 
führen würde. Wie gewohnt springt das rechts-
dominierte Parlament auf das Gejammer an.  

 
ROTE KARTE ZEIGEN! 

Klar ist: Wird die Änderung im Kriegsmate-
rialgesetz auch vom Nationalrat gutgeheissen, 
braucht es ein Referendum. Es darf nicht sein, 
dass die Mitte-Rechts-Parteien ohne Gegenwehr 
demokratische Entscheide ignorieren können. 
Auch wenn dies in einigen anderen Ländern 
derzeit Schule macht: Wir müssen dem Parla-
ment nochmals und immer wieder die rote Karte 
zeigen, um zu verhindern, dass wir uns noch di-
rekter mitschuldig machen, wenn massive Kriegs-
verbrechen begangen werden und das humani-
täre Völkerrecht mit Füssen getreten wird. 

 

Die Umsetzung der Korrektur-Initiative war einer der grössten Erfolge in der Geschichte 
der GSoA. Nur wenige Jahre später will Mitte-Rechts im Parlament das Kriegsmaterialgesetz 
massiv aufweichen, sodass in Zukunft mit Schweizer Waffen Krieg geführt werden kann. 
JUDITH SCHMID

Einreichung der Korrektur-Initiative im Juni 2019
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Zwischen Abschreckung und Abgrund 
ATOMWAFFEN-STAATEN

USA UND RUSSLAND 
Sowohl Washington wie auch Moskau besitzen 

jeweils Tausende Sprengköpfe. Ihre Sicherheits-
doktrin beruht auf nuklearer Abschreckung – 
dem Prinzip, dass ein Angriff zur gegenseitigen 
Vernichtung führt. Doch dieses «Gleichgewicht 
des Schreckens» ist kein Garant für Stabilität. 
Technisches Versagen oder Fehlentscheidungen 
könnten jederzeit eine Katastrophe auslösen. 
Frieden, der auf Angst basiert, bleibt fragil. Und 
Putin hätte den Angriff auf die Ukraine kaum 
gewagt, hätte er nicht gewusst, dass er potentielle 
Unterstützer der Ukraine mit seinem atomaren 
Arsenal abschrecken kann. 

 
CHINA 

China baut sein Arsenal deutlich aus – auch 
mit neuen Silos und mobilen Trägersystemen. 
Die Regierung rechtfertigt dies mit Bedrohungen 
durch die USA. Doch der Ausbau ist brandge-
fährlich: Er verschärft geopolitische Spannungen 
und provoziert Gegenreaktionen. Die Folge ist 
ein sich selbst verstärkendes Wettrüsten, beson-
ders in Asien. 

 

FRANKREICH UND GROSSBRITANNIEN 
Beide Länder besitzen je einige Hundert 

Sprengköpfe. Sowohl Frankreich wie auch das 
Vereinigte Königreich investieren jährlich jeweils 
einen ähnlich grossen Betrag in den Unterhalt 
und die Weiterentwicklung ihrer Nuklearwaffen 
wie Russland. Da die USA unter Trump ihren 
Status als westliche Schutzmacht aufgegeben 
haben, gewinnen die europäischen Atomwaffen 
eine neue Bedeutung. Ob dies zu vermehrter 
Zusammenarbeit führt oder dazu, dass sich auch 
Länder wie Deutschland oder Polen genötigt 
fühlen, atomar aufzurüsten, werden die nächsten 
Jahre zeigen. 

 
INDIEN UND PAKISTAN 

Die beiden Rivalen besitzen seit den 1990er-
Jahren Nuklearwaffen. Die ungelöste Kaschmir-
Frage und regelmässige militärische Zwischen-
fälle machen die Region hochgradig instabil. An-
ders als die Grossmächte verfügen beide über 
nur begrenzte Krisenkommunikation. Die Gefahr 
einer Eskalation aus Versehen ist real – mit dra-
matischen Folgen für Millionen Menschen. 

 

NORDKOREA 
Das abgeschottete Land hat sich 2006 zur 

Atommacht erklärt, nachdem es sich das Know-
how von pakistanischen Wissenschaftlern ge-
kauft hatte – entgegen dem Willen aller etab-
lierter Atommächte. Die Waffen dienen vor 
allem der Regimestabilisierung und internatio-
nalen Erpressung. Verhandlungen bleiben 
schwierig, da Vertrauen fehlt. Das Beispiel Nord-
koreas macht deutlich, dass nukleare Abschre-
ckung in autoritären Staaten besonders riskant 
ist, weil dort eine einzige Führungsperson über 
Krieg und Frieden entscheidet. 

 
ISRAEL 

Israel äussert sich nicht offiziell zum Besitz 
von Atomwaffen, gilt aber als de-facto-Atom-
macht. Diese Politik der «nuklearen Ambiguität» 
soll abschrecken und gleichzeitig das Risiko 
einer Eskalation verringern. Grundlage ist die 
sogenannte Begin-Doktrin, die vorsieht, keine 
Atomwaffen in feindlichen Nachbarstaaten zu 
dulden – notfalls durch präventive Schläge, wie 
1981 gegen Iraks Reaktor Osirak. Diese Strategie 
schafft ein asymmetrisches Sicherheitsgefüge im 
Nahen Osten und fördert Misstrauen – eine dau-
erhafte Friedensordnung wird so erschwert. 

 

IRAN 
Der Iran verfolgt offiziell ein ziviles Atom-

programm, doch immer wieder gibt es Hinweise 
auf mögliche militärische Ambitionen. Das 
Atomabkommen von 2015 sollte dies unterbin-
den, wurde jedoch durch den US-Ausstieg 2018 
verhindert. Aus friedenspolitischer Sicht ist das 
iranische Programm vor allem ein Symptom: 
Solange einige Staaten Atomwaffen besitzen 
dürfen, bleibt der Wunsch anderer bestehen – 
mit verheerenden Folgen. 

 
Atomwaffen schaffen keine Sicherheit, son-

dern verstärken die weltweite Unsicherheit. Je-
der einzelne Atomstaat trägt zu einer Weltord-
nung bei, in welcher Gewaltpotenzial über global 
geltenden Regeln und Kooperation steht. Ob 
offiziell anerkannt oder nicht – der Besitz von 
Atomwaffen erhöht das Risiko von Eskalation, 
von Misstrauen und von Zerstörung bisher un-
bekannten Ausmasses. Ein stabiler globaler 
Frieden bedingt gemeinsame Verantwortung 
und faire Regeln, und keine Sonderrechte ein-
zelner Staaten auf Atomwaffen. 

Uran: Ein Privileg des Reichen Nordens
URANABBAU

Nach dem Zweiten Weltkrieg begab sich 
der globale Norden in ein atomares Wettrüsten. 
Das nukleare Zeitalter begann und die Angst 
vor nuklearen Katastrophen – wie etwa den 
US-amerikanischen Atombombenabwürfen auf 
Hiroshima und Nagasaki im Jahr 1945 – und 
deren grauenvollen gesundheitlichen Folgen 
wuchs.  

Parallel dazu wurde die Kernspaltung aber 
auch für die Stromerzeugung entdeckt. Anders 
als die Herstellung von Atomwaffen nahm die 
Entwicklung von Kernkraftwerken weiter Fahrt 
auf und erreichte 1996 ihren Höchststand. Auch 
hier mussten nukleare Katastrophen wie etwa 
Tschernobyl (1986) und Fukushima (2011) fol-
gen, damit die Gefahr des spaltbaren Urans 
allgegenwärtig bewusst und gefürchtet wurde. 
Wenn wir hier an nukleare Katastrophen den-
ken, dann sind es solche wie in Hiroshima, Na-
gasaki, Tschernobyl und Fukushima.  

Doch die verheerenden gesundheitlichen 
Folgen der radioaktiven Strahlungen, die durch 
die spaltbaren Elemente von Uran freigesetzt 
werden, treten nicht erst bei einem Atombom-
benabwurf oder einem nuklearen Unfall ein. 
Damit die Energie des spaltbaren Urans für 
Atomwaffen und Atomkraftwerke überhaupt 

genutzt werden kann, muss zunächst Uranerz 
abgebaut und das spaltbare Uran von seinem 
Begleitgestein getrennt werden. Dabei werden 
radioaktive Strahlungen sowie Fein- und Grob-
stäube freigesetzt und die Luft wird mit Ra-
dongas belastet. Die Folgen davon: Das Lun-
genkrebsrisiko der Bergarbeiter*innen steigt 
um 50 bis 70 Prozent, radioaktive Strahlen 
schädigen Körperzellen und die Erbsubstanz, 
welche an die Nachkommen weitervererbt und 
folglich auch Generationen später zu Krebs, 
Organschäden, hormonellen Störungen, Un-
fruchtbarkeit oder Fehlgeburten führen.  

Betroffen sind aber nicht nur die Bergar-
beiter*innen. Das Gebiet rund um die Uran-
erzminen bleiben auch nach ihrer Schliessung 
von radioaktiven Strahlen belastet. Das Trink-
wasser und die Nahrungskette bleiben mit Uran 
und seinen Zerfallsprodukten kontaminiert. 
Ein Ende der grauenvollen gesundheitlichen 
Folgen für die umliegende Bevölkerung gibt 
es also nicht. Doch wo wird das gemacht? Wer 
ist davon betroffen? Darüber wird hier im glo-
balen Norden, dem Hauptabnehmer des Urans, 
mehrheitlich geschwiegen.  

Nicht so bei den Menschen, die direkt vom 
Uranabbau betroffen sind. Ein ungefähr 15’000 

Mit dem Beginn des nuklearen Zeitalters kam bei uns im reichen Norden allmählich 
auch die Angst vor einer nuklearen Katastrophe auf. Dabei haben wir meist nur die 
Schreckensbilder von Atomwaffen-Explosionen oder Kernschmelzen im Blick – von den 
grauenvollen gesundheitlichen Folgen des Uranabbaus spricht bei uns hingegen fast 
niemand. ANJUSCHKA MERKI

Neun Staaten verfügen über Nuklearwaffen oder nukleare Ambitionen. Jeder dieser Fälle 
offenbart spezifische friedenspolitische Risiken. ANDREAS WEIBEL

Jahre alter Mythos der australischen Aborigines 
warnt vor einer Regenbogenschlange, die in 
einem Berg lebt. Wird ihre Ruhe gestört, so 
wird sie das Leben auf der Erdoberfläche ver-
nichten. Es stellte sich heraus, dass sich unter 
besagtem Berg Uran befindet - und so wurde 
die Regenbogenschlange zum Zeichen der Wi-
derstandsbewegung der vom Uranabbau be-
troffenen lokalen Bevölkerung.  

Doch Bergbauunternehmen interessieren 
sich natürlich nicht für Mythen und begannen 
weltweit auf uranreichen Gebieten indigener 
Völker mit dem Uranabbau. Sei es auf dem 
Land der Dene in Kanada, im Gebiet der Na-
vajo und der Anishinaabe in den USA, oder in 
Australien auf dem Gebiet der Aborigines. 
Und mehrheitlich diese Menschen waren und 

sind es bis heute, die die Bergbauarbeiten ver-
richten. Es sind Menschen, die von Armut be-
troffen sind, deren Rechte und insbesondere 
deren Menschenrecht auf körperliche Unver-
sehrtheit vom reichen Norden wenig Beachtung 
finden.  

Und wo stehen wir heute? Fukushima liegt 
kaum ein Jahrzehnt zurück, Albert Rösti spricht 
wieder von neuen Atomkraftwerken und der 
globale Norden begibt sich erneut in die nu-
kleare Aufrüstungsspirale. Als wären Fukus-
hima, Hiroshima und Nagasaki nie gewesen, 
als wüssten wir nicht mehr, weshalb die Ab-
rüstungsverträge ausgearbeitet und erneuerbare 
Energien gesucht und gefördert wurden. Ob-
wohl diese Katastrophen erst wenige Jahrzehnte 
zurückliegen, wird die Warnung aus dem My-
thos der Regenbogenschlange ignoriert. Eine 
Ignoranz, die den Betroffenen der Folgen von 
Uranabbau nie möglich sein wird.  

Offengelassener Tagebau der  
stillgelegten Uranmine bei  

Mary Kathleen, Queensland,  
Australien. 

 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  Quelle: Geomartin, CC BY 3.0,  
via Wikimedia Commons, 

Mary_kathleen_qld.jpg
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Die Drohnen der Schande
KLAGE GEGEN ELBIT

Der Vertrag wurde für ursprünglich 250 Mil-
lionen Franken unterzeichnet und sah die Lie-
ferung von sechs Drohnen bis 2019 vor. Dann 
der Schock: Ende 2023 kündigte Elbit Systems 
an, seine Produktionskapazitäten auf «die 
Kriegsanstrengungen gegen Gaza» zu konzen-
trieren, und forderte deshalb seitens Kund*in-
nen Flexibilität. Die Schweiz akzeptierte diese 
Verzögerung ohne zu murren – und davon pro-
fitiert die israelische Armee: Durch die Finan-
zierung, die sie dadurch erhält, aber auch durch 
den Transfer und die Entwicklung von Know-
how und Technologie, die ihr durch den Besitz 
und die Entwicklung dieser Drohnen ermöglicht 
wird. 

 
DROHNEN WERDEN AN ZIVILISTEN  
«GETESTET» 

Das Modell Hermes 900 wird häufig verwen-
det, um Zieldaten gegen die Zivilbevölkerung 
zu liefern, und verstößt damit gegen das huma -

nitäre Völkerrecht und hauptsächlich gegen Ar-
tikel 3 der Genfer Konventionen, deren Hüterin 
die Schweiz ist. Diese Drohnen können mit 
Raketen bestückt werden und werden aktiv 
gegen die Zivilbevölkerung in Gaza eingesetzt. 
Elbit Systems verwendet sogar als Werbeargu-
ment für seine Drohnen die Tatsache, dass sie 
«auf dem Schlachtfeld getestet» werden – wohl-

verstanden «an wehrlosen Frauen, Männern 
und Kindern» Das scheint die Mehrheit der 
Rechten in der Schweiz nicht zu stören, denn 
Jean-Luc Addor (SVP) erklärte im RTS ohne 
mit der Wimper zu zucken, dass «unser Land 
effiziente Systeme verdient, um unsere Sicher-
heit zu gewährleisten. Und es gibt nichts Effi-
zienteres als ein System, das unter realen Be-
dingungen getestet wurde».  

 
EIN RECHTSWIDRIGER VERTRAG 

Die Schweiz hat jedoch Regeln, die das töd-
liche Geschäft umgeben: Erstens verbietet der 
Vertrag über den Waffenhandel (ATT) den 
Transfer von Waffen, wenn es Grund zu der 
Annahme gibt, dass sie für Völkermord, Ver-

Die Schweiz hat 2019 sechs Hermes-900-Drohnen von der israelischen Firma Elbit 
Systems gekauft. Bis heute gab es Probleme mit Verzögerungen und Mängeln, ganz zu 
schweigen von der Schweizer Unterstützung des laufenden Völkermords auf diesem 
Weg. Nun wurde der Rechtsweg beschritten. PAULINE SCHNEIDER

«Land of the free, home of the brave»
USA

Im Juni formierte sich überall in den USA 
Widerstand gegen die Politik von Präsident 
Donald Trump. Zentrum der Aufmerksamkeit 
dieser Proteste war die kalifornische Metropole 
Los Angeles, nachdem es bei den Demonstra-
tionen vermehrt zu Aufständen kam. Die De-
monstrationen richteten sich vor allem gegen 
das rigorose Vorgehen der Migrationsbehörde 
ICE. Ende Juni wurden hunderte Migrant*innen 
festgenommen – und zwar mittels Entführungen 
ohne richterliches Verfahren oder das Recht 

auf eine*n Anwalt*in. Menschen, die sich jahre-
lang in den USA aufhielten, werden von ihren 
Familien getrennt und auf brutale Weise de-
portiert. Ein Rechtsstaat sieht anders aus. 

Es war eine Frage der Zeit, bis die Proteste 
sich auf aggressive Art und Weise äussern. Für 
Trumps Regierung sind solche Geschehnisse 
eine Chance. Einerseits lenkt dies von seiner 
Politik ab, etwa der «Big Beautiful Bill», die 
Steuererleichterungen für Reiche sowie Auf-
rüstung von Polizei, Grenzschutz, ICE und dem 

Militär beinhaltet – auf Kosten des Sozialbe-
reichs. Trumps Reaktion auf die Ausschreitun-
gen: Entsendung des Militärs gegen die eigene 
Bevölkerung. Um die 4'000 Nationalgardisten, 
die eigentlich unter dem Befehl des Gouver-
neurs eines US-Staates stehen, sowie 700 Mari-
nes des nationalen Militärs wurden aufgrund 
der Proteste nach LA entsandt. Freilich be-
hauptet Trump, er würde auf Chaos und Unruhe 
reagieren. Genau das stiftet er damit aber selbst 
und zwar bewusst. Er streut ein Narrativ, das 
die Demonstrierenden kriminalisiert und sogar 
bis zu Verhaftungsgelüsten gegenüber dem de-
mokratischen kalifornischen Gouverneur Gavin 
Newsom reichte. Dieser verurteilte Trumps 

Massnahmen scharf und bezeichnete sie als wi-
derrechtlich, wobei ihm ein Bezirksrichter Recht 
gab – jedoch blockierte das Berufungsgericht 
die Klage. 

Ein Artikel reicht nicht aus, um Trumps ab-
surde und menschenfeindliche Politik darzu-
legen. Klar ist, dass in den USA Menschen ihre 
Rechte abgesprochen werden, die Bundesre-
gierung widerrechtlich und autoritär handelt 
und Existenzen zerstört werden – von der Mei-
nungsfreiheit ganz zu schweigen. Trump macht 
Menschen zum Spielball für seine bewusste 
Polarisierung, um seine Basis zu festigen und 
sich selbst als Retter statt als Täter darzustellen. 
Wenn solche elementare Bestandteile einer De-
mokratie derart vom eigenen Präsidenten an-
gegriffen werden, ist es bis zum Faschismus 
nicht mehr weit.   

Trump krempelt aktuell den gesamten Staatsapparat der USA um. Dabei sind alle 
Mittel recht: Missachtung von Grundrechten und der Verfassung, Autoritarismus sowie 
der Einsatz des Militärs gegen die eigene Bevölkerung. JONAS HEEB

brechen gegen die Menschlichkeit oder Angriffe 
auf Zivilisten verwendet werden könnten. Das-
selbe gilt für das Kriegsmaterialgesetz (das ge-
rade abgebaut wird, aber das ist eine andere 
Geschichte), das den Versand von Waffen an 
Länder verbietet, die in Bürgerkriege verwickelt 
sind oder systematisch gegen die Menschen-
rechte verstoßen. Daher und angesichts der 
technologischen Entwicklungen, die diese 
Drohnen in Gaza vollzogen haben, verstößt 
sowohl der Kauf von Ausrüstung von Elbit 
Systems als auch die gemeinsame Entwicklung 
und der Export von Militärgütern an den Staat 
Israel gegen den ATT und das KMG. 

Deshalb hat die GSoA zusammen mit einem 
palästinensischen Ehepaar, das 2024 aus Gaza 
fliehen musste, der Schweizerischen Liga für 
Menschenrechte Genf und der Koalition der 
Anwälte für Palästina Schweiz eine Klage lan-
ciert, um den Kaufvertrag für die israelischen 
Drohnen wegen Sittenwidrigkeit, Verletzung 
des öffentlichen Rechts und Verletzung des 
Völkerrechts zu annullieren. Wir werden Euch 
über den Fortschritt dieses Vorhabens auf dem 
Laufenden halten! 

 
 
 
 

 

 

100 Jahre seit den Verträgen von Locarno
MULTILATERALISMUS

Während zwölf Tagen fanden im Oktober 
1925 in der Tessiner Gemeinde verschiedene 
Verhandlungen statt, die sich vor allem auf die 
Westfront konzentrierten (die Spannungen im 
Osten wurden absichtlich vernachlässigt) und 
deren Ziel es war, künftige deutsche Aggres-
sionen zu verhindern, beispielsweise durch die 
Entmilitarisierung des Rheinlands. 

Im Wesentlichen lässt sich sagen, dass 
Deutschland, Frankreich und Belgien gegen-
seitig darauf verzichteten, ihre Grenzen mit Ge-
walt zu verändern. Deutschland akzeptierte da-

her die im Versailler Vertrag festgelegten Gren-
zen im Westen und verzichtete auf Elsass-Loth-
ringen. Im Falle eines Vertragsbruchs würden 
Grossbritannien und Italien der geschädigten 
Partei zu Hilfe kommen. 

Seit dem Ende des Ersten Weltkriegs trafen 
sich die ehemaligen alliierten Mächte mit 
Deutschland auf Augenhöhe – eine symbol-
trächtige Geste, die dazu beitrug, die Spannun-
gen der Nachkriegszeit abzubauen.  

Dies war ein frühes Beispiel von Multilate-
ralismus, in dem der Krieg als Mittel des politi-

schen Handelns abgelehnt wurde und die Di-
plomatie Vorrang vor Strafe und Rache hatte. 
Mit dieser Reihe von Verträgen sollten Sicher-
heits- und Bündnisregeln aufgestellt werden, 
die die beteiligten Nationen dazu verpflichten 
sollten, die Grenzen der anderen zu respektieren 
und etwaige Konflikte durch Dialog und inter-
nationale Schiedsgerichtsbarkeit zu lösen. 

Der Geist von Locarno – wie die Zeit der 
Hoffnung und des Optimismus in Europa in 
den 1920er Jahren im Anschluss an die Verträge 
später genannt wurde – herrschte, im Nachhinein 
betrachtet, nur kurz. Die Weltwirtschaftskrise 
der frühen 30er Jahre sowie die Militarisierung 
des Rheinlandes durch Nazi-Deutschland im 
Jahr 1936 und das Ausbleiben konkreter Mass-
nahmen – trotz britischer und französischer 

Verurteilung – signalisierte die endgültige Ka-
pitulation der Verträge. 

Was können wir hundert Jahre nach diesen 
Ereignissen aus den Geschehnissen lernen? 
Dass internationale Verträge keine Ideale blei-
ben dürfen, die auf dem Papier stehen und in 
variabler Geometrie ohne Konsequenzen igno-
riert werden können, sondern ein Instrument, 
das für alle gleichermassen gelten muss. Jeder 
Verstoss muss Folgen haben, besonders in der 
heutigen Zeit mehr denn je. 

 

Im Oktober 1925 trafen sich die Regierungsspitze und aussenpolitischen Delegationen 
von sieben europäischen Ländern in der kleinen Stadt Locarno zu einem Friedensgipfel, 
dessen Ziel es war, eine Verständigung zwischen den europäischen Mächten herbeizu-
führen, um eine Rückkehr des Krieges auf den Kontinent zu verhindern. NOEMI BUZZI

Links: Zerstörtes palästinensisches Haus.  
© joeskillet, CC BY 2.0, via Wikimedia Commons

Rechts: Ebit-Hermes-900-Drohne. 
© Ronite, CC BY-SA 4.0, via Wikimedia Commons

Hermes-900-Drohnen werden im Gazastreifen in «echten» Umgebungen an lebenden Menschen getestet. 
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DIE LETZTE  

GREGOR,  
das glückliche Gewehr

Und wenn es auch anders ginge… 
Kolumnen von Monika Stocker  
Texte 2016-2024 

 
«Es war in den späten 70iger Jahren, als die 

Frauen für den Frieden ein Begriff wurden in 
Zürich. Marga Bührig, das Boldernhaus, wir – 
ein paar wenige – begannen uns zu treffen, zu 
debattieren, über unsere Ängste und unsere 
Sehnsucht nach Sicherheit. Der NATO-Dop-
pelbeschluss, der Wahnsinn der Rüstung, Wahn-
sinn in Bezug auf Kosten, Wahnsinn in Bezug 
auf Männlichkeit, die Ideologie des Patriarchats. 
Die Gesamtverteidigungsideologie, konkret auch 
die Seethaler Besetzung in Zürich 1979, ver-
langten Klarheit: ich erinnere mich an unser 
Transparent: «auch unsere Waffen töten», das 
ich, damals eine junge Frau, in der Hand hielt 
und dafür von gestandenen Männern (denen ich 
später in der Politik wieder begegnet bin) nach 
Hause geschickt wurde um Rösti zu kochen.» 

Dies war ein Schlüsselmoment für Monika 
Stocker, der Grünen-Politikerin, aktiv im Na-

tional- und vor allem im Stadtrat von Zürich. 
Sie ist auch Mitbegründerin der Frauen für den 
Frieden Schweiz, für die sie seit 2016 viertel-
jährlich eine Kolumne für deren Zeitschrift 
«Frauenstimme» schreibt. Diese Reflexionen 
sind nun als schön gestaltetes Buch zu haben. 
Die Beiträge richten sich nach den vorgegebenen 
Themen der Zeitschrift, sind also sehr vielfältig. 
Sie sind manchmal wütend, aber auch lyrisch, 
witzig oder fast resigniert. Aber immer wieder 
beharren sie darauf, dass wir zwar nicht all-
mächtig, aber auch nicht ohnmächtig sind: Es 
geht auch anders. Das Buch ist also auch jetzt 
noch aktuell,  macht Frauen sichtbar und weist 
auf die Bedeutung der Friedensbewegung hin. 
Das Buch von Monika Stocker mit Zeichnungen 
von Vroni Grütter kannn auf dem Sekretariat 
der Frauen für den Frieden Schweiz bestellt 
werden:  

Frauen für den Frieden, Oberwilerstrasse 50, 
4054 Basel, Email: sekretariat@frauenfuerden-
frieden.ch, Preis: 25 Franken plus Porto.  

 
 

 

 

Name 

 

Vorname 

 

Strasse/Nr. 

 

PLZ/Ort 

 

Tel. 

 

 

E-Mail 

Anzahl      Bezeichnung                                      Frau / Mann    Grösse                                 Einzelpreis     Total  
                 Atomwaffenverbots-Initiative-Merch: 
                      Tasche 
                      Sticker 
                      Stifte                                                                                            
                 Peace-Button                                                                                                             Fr.   1.– 
                 T-Shirt Waffenvernichtungsmasse     ❍F  ❍M       S   M    L   XL           Fr. 28.– 
                 Pullover «If war is the answer...»        ❍F  ❍M       S   M    L   XL           Fr. 35.– 
                 T-Shirt «Gregor»                                 ❍F  ❍M       S   M    L   XL           Fr. 28.– 
                 «Gregor»-Feuerzeug                                                                                                   Fr.   2.– 
                 GSoA-Sackmesser                                                                                                     Fr. 25.– 
                 Friedensfahne                                     PACE     PEACE    Shalom-Salaam    Fr. 12.–      
                 Stickers                                                                                                                   kostenlos 
                 Sticker Antimilitaristisches Manifest  10 Stk.                                                             Fr.   2.–      
                 Jasskarten                                           de Set        fr Set                                    Fr.   5.– 
                 Jubiläums-T-Shirts 40-Jahre GSoA: 
                 Stop the Army                                   unisex            S   M     L    XL          Fr. 20.– 
                 Defend Earth, End War                      unisex            S   M     L    XL          Fr. 20.– 
                 Defund Military, Cultivate Peace        unisex            S   M     L    XL          Fr. 20.– 
Versandkostenanteil                                                                                           Fr.   5.– 
Ich werde GSoA-Mitglied           Verdienende Fr. 100.–              Nichtverdienende Fr. 50.– 
Spende                                   Fr. _________     Fr. 50.–          Fr. 20.–       Fr. 10.– 
Ich will aktiv mitmachen:  Kontaktiert mich   
Rechnungsbetrag 

Bestelltalon GSoA-Material 

Bestellung an:  
GSoA, Postfach 9339, 3001 Bern www.gsoa.ch/shop

Unterstützung beim  
Beglaubigen gesucht! 
 
Jede einzelne Unterschrift, die wir für unsere 
Atomwaffenverbots-Initiative erhalten, muss von 
der jeweiligen Wohnsitzgemeinde beglaubigt 
werden. Dabei fällt für die GSoA eine riesige 
Menge einfacher Büroarbeit an: Unterschriften 
zählen, sortieren, stempeln, Briefe öffnen und 
verpacken. 
 
Kommst du einmal helfen? Du kannst sehr fle-
xibel in unserem Büro in Zürich (Quellenstrasse 
25) vorbeikommen. Melde dich einfach bei mir, 
Lukas (079 441 80 05), und wir finden sicher 
eine Zeit, die für dich gut ist. Fixe Daten, an 
denen du (bitte mit Anmeldung) gerne dazu-
stossen kannst, haben wir auch auf : 
go.atomwaffenverbot.ch.

 


